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SPD-Ratsfraktion 

Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN

Ratsmitglied SSW

Zu Punkt                     der Tagesordnung

Interfraktioneller Antrag 0983/2009

öffentlich

28.10.2009

Datum Gremium Antragsteller/in

Ö 19.11.2009 Ratsversammlung            Ratsherr Stadelmann, SPD-Ratsfraktion

                                                              Ratsherr Oschmann, Fraktion Bündnis 90/Die Grünen

                      Ratsfrau Dancker, SSW

Betreff:

Keine Steuersenkung zu Lasten der Kommunen

Antrag:

1. Die Kieler Ratsversammlung appelliert an die Abgeordneten des Bundestages und an 

die neue Bundesregierung keine Steuersenkungen zu beschließen, die die 

Kommunen belasten, sowie die Gewerbesteuer weder zu schwächen oder gar abzu-

schaffen.

1. Die Kieler Ratsversammlung appelliert an die Abgeordneten des schleswig-

holsteinischen Landtags und die neue Landesregierung, im Bundesrat dafür zu 

sorgen, dass die Gewerbesteuer erhalten bleibt und keine Steuersenkungen zu 

Lasten der Kommunen beschlossen werden.

2. Die Kieler Ratsversammlung fordert die Bundesregierung auf, die Gemeinde-

finanzierung auf eine stabile finanzielle Basis zu stellen. Wir fordern die Weiter-

entwicklung der Gewerbesteuer zu einer kommunalen konjunkturunabhängigen Wirt-

schaftssteuer.

Begründung:

Die Gewerbesteuer ist die wichtigste Steuer für die Städte und sie muss Bestand haben. In 

Kiel wird die Gewerbesteuer im Jahr 2009 voraussichtlich mehr als 100 Mio. Euro an Ein-

nahmen für den städtischen Haushalt erbringen. Diese Einnahme darf nicht gefährdet 

werden, denn es ist völlig unklar wie diese unverzichtbare Einnahmequelle auch nur halb-

wegs ersetzt werden kann. 

Der Deutsche Städtetag fordert von der Bundesregierung die Gewerbesteuer weder zu 

schwächen oder gar abzuschaffen. Schon die im Koalitionsvertrag verankerte Reduzierung 

des Hinzurechnungssatzes bei den Immobilienmieten von 65% auf 50% wird zu Einnahme-

ausfällen bei der Gewerbesteuer führen. Die Verbreiterung der Grundlagen für die Erhebung 

der Gewerbesteuer durch die in 2008 in Kraft getretene Unternehmenssteuerreform darf 

nicht rückgängig gemacht werden.

Geradezu unglaublich ist die von CDU und FDP geplante Ersatzeinnahmequelle durch einen

Zuschlag auf die Einkommensteuer mit eigenen städtischen Hebesatz. Die Arbeit-
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nehmerinnen und Arbeitnehmer sollen zukünftig höhere Steuern zahlen um damit die Unter-

nehmen durch den kompletten Wegfall der Gewerbesteuer zu entlasten. Das ist konkrete 

Umverteilung von unten nach Oben. Hier wird sich der Widerstand der kommunalen Basis 

entwickeln.

Die Kanzlerin Angela Merkel hat am 26. Mai 2009 in Berlin erklärt, „Ich habe auf dem 

Deutschen Städtetag eine Zusage gemacht, die wir auch halten werden. Die Gewerbesteuer 

bleibt unangetastet.“ Genau dafür wird die Kiel Ratsversammlung kämpfen, um mit den Ein-

nahmen aus der Gewerbesteuer die Daseinsvorsorge auch zukünftig finanzieren zu können.

Gez. Ratsherr Falk Stadelmann f.d.R.

Gez. Ratsherr Lutz Oschmann f.d.R.

Ratsfrau Antje Dancker


